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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

was ist nur mit dem Verwalter-
stammtisch los, werden sich viele
Leser schon gefragt haben. Leider
fiel dieser wegen diverser Termine
und Fristen bisher aus. Ein Vortrag,
der zur Hausgeldabrechnung fiir den
IVD gehalten wurde, ist unter der
Homepage einsehbar; dennoch war
auch eine einfache Wiederholung
nicht moglich. Erste MaRnahmen
zur Abhilfe sind geschaffen.

Dennoch. Die Abrechnungen sind
Giberwiegend abgeschlossen, so dass
wir uns lieber anderen Themen
zuwenden wollen. Die Rechtsent-
wicklung der Hausgeldabrechnung

Kurze Meldungen

Preisanpassungsklauseln in  Fern-

wéarmevertragen gekippt

Der BGH hat in zwei Urteilen die Preis-
anpassungsklauseln von Fernwédrmever-
trdgen fur unwirksam erklért. Die Fern-
warmeunternehmen hatten die Klauseln
in Form von erlduterten Berechnungs-
formeln geregelt. Der BGH fiihrte aus,
dass in beiden Fallen die Klauseln nicht
den Anforderungen des § 24 AVB-
FernwarmeV genugten. Die eine Klau-
sel sehe zwar eine Anbindung an die
Preisentwicklung fur leichtes Heizdl
vor. Das geniige jedoch nicht, weil
neben diesem Marktelement auch be-
riicksichtigt werden misse, inwieweit
hierdurch tatséchlich die Kosten des
Unternehmens  beeinflusst ~ wirden,
Urteil vom 6.4.2011, VIII ZR 273/09.

ist ohnehin gerade von Héaublein,
Jacoby und Drasdo zur Diskussion
gestellt, so dass ein Abwarten auf
die Reaktion der Rechtsprechung
sicher nicht verkehrt ist. Begonnen
hat die Diskussion mit Anmerkun-
gen von Prof. Haublein zu einer
rechtlich unspektakuldren Entschei-
dung des LG Nuirnberg-Firth in
ZWE 2010, 134. Darin flhrt er aus,
dass die Praktiker zwei Entschei-
dungen des BGH aus dem Jahre
1995 bzw. 1999 von Beginn an
falsch verstanden und umgesetzt
hatten. Der Verband der nordrhein-
westfalischen Immobilienverwalter

Begriindung der Kiindigung eines Miet-
vertrages auf die in einem friiheren
Schreiben dargelegten  Kiindigungs-
grinde Bezug nehmen darf. Es ware
eine leere Formelei, von einem Vermie-
ter zu verlangen, dass er die in einer
vorangegangenen Kindigung dargeleg-
ten Kindigungsgrinde nochmals in
einer neuen Kindigung wiederholen
musse, VIII ZR 74/10.

WEG-Verwalter kann nicht mehr als
Prozessstandschafter klagen

Mit Urteil vom 28.1.2011 hat der BGH
festgestellt, dass der Verwalter grund-
satzlich nicht mehr als Prozessstand-
schafter fur die Gemeinschafter bzw.
die Gemeinschaft klagen kann (V_ZR
145/10). Er habe vielmehr umgekehrt

Im anderen Fall wurde die Preisanpas-
sungsklausel gekippt, weil der Berech-
nungsmodus der Anpassungsklausel
nicht hinreichend transparent fur den
Kunden sei (Urteil vom 6.4.2011, VIl
ZR 66/09).

Zur Bezugnahme auf altere Kindi-
gungsschreiben

Im Urteil vom 2.2.2011 hat der BGH
festgestellt, dass der Vermieter zur

Sorge dafiir zu tragen, dass der Verband
seine Anspriche im eigenen Namen
gerichtlich verfolge.

Zur Bezeichnung der Beklagten

Die Anfechtungsklage nach § 46 WEG
darf gegen ,die (brigen Wohnungsei-
gentlimer* gerichtet werden. Nach § 44
Abs. 1 WEG ist dann die namentliche
Bezeichnung der Wohnungseigentiimer
bis zum Schluss der mindlichen Ver-
handlung nachzuholen. Hierdurch wird

hat als Reaktion hierauf in einem
Sonderheft der ZMR (1°2011) eine
Musterabrechnung vorgestellt, die
auf Sollvorauszahlungen basiert.

Beim AG Leipzig ist das entstande-
ne Durcheinander auf Befrage der
Richterinnen noch nicht auf der
Tagesordnung. Es steht zu hoffen,
dass es so bleibt und die Praktiker
sich auf die Auswirkungen des
BGH-Rechtsprechung zur Instand-
haltungsriicklage in ihren Uberle-
gungen beschrénken kénnen.

Es griRt herzlich
Ihr Anwalt

Heinz G. Schultze

nur die Frist der Individualisierung der
Beklagten verlangert, wie der BGH im
Urteil vom 4.3.2011 feststellte (V ZR
190/10). Die an die Bezeichnung zu
stellenden  Anforderungen  wirden
hierdurch allerdings nicht abgemildert.
Die Beklagten missten unter Angabe
der ladungsféahigen Anschrift benannt
werden, § 253 Abs. 2, 4 i.V.m. § 130
Nr. 1 ZPO. Unschédlich sei es, dass die
Adressen vorliegend nach Aufforderung
durch den Verwalter in den Rechtsstreit
eingefihrt worden sei und sich die
Kléager auf diese Adressliste berufen
héatten.

Anordnungsbeschluss ist Ra&umungs-
titel

Mitunter findet der Zwangsverwalter in
der Immobilie, fur die die Zwangsver-
waltung angeordnet wurde, nicht einen
Mieter vor, sondern den Eigentlimer
selbst. Diesen kann er mit dem Anord-
nungsbeschluss rdumen lassen.  Der
Zwangsverwalter bedarf hierfir keiner
weiteren richterlichen Anordnung, BGH
Beschluss vom 24.2.2011, V 7B
280/10.
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Schultze
Kommentar zu Text
(4) Preisänderungsklauseln dürfen nur so ausgestaltet sein, daß sie sowohl die
Kostenentwicklung bei Erzeugung und Bereitstellung der Fernwärme durch das Unternehmen
als auch die jeweiligen Verhältnisse auf dem Wärmemarkt angemessen berücksichtigen. Sie
müssen die maßgeblichen Berechnungsfaktoren vollständig und in allgemein verständlicher
Form ausweisen. Bei Anwendung der Preisänderungsklauseln ist der prozentuale Anteil des
die Brennstoffkosten abdeckenden Preisfaktors an der jeweiligen Preisänderung gesondert
auszuweisen.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Die Klageschrift muss enthalten:
1. die Bezeichnung der Parteien und des Gerichts;
2. die bestimmte Angabe des Gegenstandes und des Grundes des erhobenen Anspruchs, sowie
einen bestimmten Antrag.
(3) Die Klageschrift soll ferner die Angabe des Wertes des Streitgegenstandes
enthalten, wenn hiervon die Zuständigkeit des Gerichts abhängt und der Streitgegenstand
nicht in einer bestimmten Geldsumme besteht, sowie eine Äußerung dazu, ob einer
Entscheidung der Sache durch den Einzelrichter Gründe entgegenstehen.
(4) Außerdem sind die allgemeinen Vorschriften über die vorbereitenden Schriftsätze
auch auf die Klageschrift anzuwenden.

Schultze
Kommentar zu Text
Die vorbereitenden Schriftsätze sollen enthalten:
1. die Bezeichnung der Parteien und ihrer gesetzlichen Vertreter nach Namen, Stand
oder Gewerbe, Wohnort und Parteistellung; die Bezeichnung des Gerichts und des
Streitgegenstandes;

Schultze
Kommentar zu Text
§ 46 Anfechtungsklage
(1) Die Klage eines oder mehrerer Wohnungseigentümer auf Erklärung der Ungültigkeit
eines Beschlusses der Wohnungseigentümer ist gegen die übrigen Wohnungseigentümer
und die Klage des Verwalters ist gegen die Wohnungseigentümer zu richten. Sie muss
innerhalb eines Monats nach der Beschlussfassung erhoben und innerhalb zweier Monate
nach der Beschlussfassung begründet werden. Die §§ 233 bis 238 der Zivilprozessordnung
gelten entsprechend.
(2) Hat der Kläger erkennbar eine Tatsache übersehen, aus der sich ergibt, dass der
Beschluss nichtig ist, so hat das Gericht darauf hinzuweisen.

Schultze
Kommentar zu Text
§ 44 Bezeichnung der Wohnungseigentümer in der Klageschrift
(1) Wird die Klage durch oder gegen alle Wohnungseigentümer mit Ausnahme des Gegners
erhoben, so genügt für ihre nähere Bezeichnung in der Klageschrift die bestimmte
Angabe des gemeinschaftlichen Grundstücks; wenn die Wohnungseigentümer Beklagte
sind, sind in der Klageschrift außerdem der Verwalter und der gemäß § 45 Abs. 2 Satz
1 bestellte Ersatzzustellungsvertreter zu bezeichnen. Die namentliche Bezeichnung
der Wohnungseigentümer hat spätestens bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung zu
erfolgen.


Immobilienrecht

Kindigung des Verwaltervertrages nach Verkauf des Mietobjekts

Mit den Rechtsfolgen fiir den
Bestand des Verwaltervertrages,
wenn das Verwaltungsobjekt
verkauft wird, konnte sich auf
klagerischen Antrag hin das
OLG Hamburg (14 U 141/10) im
Urteil vom 15.10.2010 (ZMR
2011, 223) auseinandersetzen.
Die Immobilieneigner kiindigten
den Verwaltervertrag mit
Schreiben  vom  28.11.2008,
3.12.2008 und 9.12.2008 zum
Endes des Jahres mit der Be-
grindung, dass aufgrund des
Verkaufs der Immobilie eine
Grundlage fur den gemeinsamen
Vertrag nicht mehr bestlinde.
Die Verwalterin klagte spater die

Mietrecht

offene Vergiutung fur das vierte
Quartal 2008 und fiir 2009 ein.

Das Gericht gab der Verwalterin
Recht und flhrte zur Begrin-
dung im Urteil aus, dass der
Verkauf der Immobilie keinen
Grund zur fristlosen Kindigung
des Verwaltervertrages nach 8§
626 Abs. 1 BGB darstelle. Auf-
grund der Regelung zur Kindi-
gungsfrist im Verwaltervertrag
k&me nur eine Kindigung zum
31.12.2009 in Betracht. Auch
eine vorzeitige Kindigung nach
§ 627 BGB Abs. 1 BGB sei
nicht moglich gewesen, weil es
sich bei der Verwaltung von
Immobilien nicht um Dienste
hoherer Art im Sinne dieser Vor-
schrift handele. Die von den
Immobilieneigentimern  vorge-
tragene zu hohe Vergitung
rechtfertige auch keine vorfristi-
ge Vertragsauflosung. Die Ver-
einbarung von 5% der Brutto-

sollmiete als Entgelt sei rechtlich
nicht zu beanstanden.

Nach den Berechnungen des
Hamburger Senates konnte die
Hausverwaltung daher fir das 4.
Quartal rund 3.500 € und fir
2009 rund 11.300 € beanspru-
chen, wobei darin die Abschlage

fir  ersparte  Aufwendungen
i.H.v. 20%, die sie sich anrech-
nen lassen miusse, bereits

enthalten seien. Der von der
Hausverwaltung in der Klage
zugestandene Abschlag von 20%
sei korrekt bemessen. Zu bertick-
sichtigen sei dabei, dass die lau-
fenden Kosten wie Biromieten,
Technik und Gehalter der Mitar-
beiter nach wie vor zu bezahlen
waren.

Modernisierungsmieterh6hung und Schoénheitsreparaturen

Im Urteil vom 30.3.2011 musste
sich der Mietrechtssenat beim
BGH mit der Rechtsfrage ausei-
nandersetzen, ob die Kosten fir
die Vornahme von Schonheits-

reparaturen im Rahmen der Mo-
dernisierungsmieterhéhung nach
§ 559 BGB Berlicksichtigung
finden kdnnen.

Der Vermieter eines Gorlitzer
Mehrfamilienhauses teilte seinen
Mietern mit, dass er beabsichti-
ge, erstmals Wasserzahler ein-
zubauen. Hierflr kindigte er
eine Mieterhéhung von 2,28 € je
Monat an. Ein Mieter verweiger-
te zunéchst die Zustimmung. Er
verlangte vom Vermieter zu-
nachst einen Vorschuss fur die
hierdurch erforderlich werdende
Neutapezierung der Kiiche. Die-

ser Forderung kam der Vermie-
ter nach, erklarte dabei jedoch,
dass auch insoweit umlageféhige
Mieterhohungskosten  entstiin-
den, die im Rahmen der Mieter-
hoéhung Berticksichtigung fan-
den. Nach Einbau der Wasser-
zahler legte der Vermieter die
Gesamtkosten um. Den auf den
Tapezierkosten anfallenden
Teilbetrag von 1,32 € monatlich
zahlte der Mieter nicht. Der
Vermieter klagte schlieBlich
31,68 € (!) beim Amtsgericht
ein, zog damit durch die Instan-
zen und gewann schlieBlich. Der
Senat fiihrte in seinem Urteil
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Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 626 Fristlose Kündigung aus wichtigem Grund
(1) Das Dienstverhältnis kann von jedem Vertragsteil aus wichtigem Grund ohne
Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn Tatsachen vorliegen, auf
Grund derer dem Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles
und unter Abwägung der Interessen beider Vertragsteile die Fortsetzung des
Dienstverhältnisses bis zum Ablauf der Kündigungsfrist oder bis zu der vereinbarten
Beendigung des Dienstverhältnisses nicht zugemutet werden kann.

Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 627 Fristlose Kündigung bei Vertrauensstellung
(1) Bei einem Dienstverhältnis, das kein Arbeitsverhältnis im Sinne des § 622 ist,
ist die Kündigung auch ohne die in § 626 bezeichnete Voraussetzung zulässig, wenn der
zur Dienstleistung Verpflichtete, ohne in einem dauernden Dienstverhältnis mit festen
Bezügen zu stehen, Dienste höherer Art zu leisten hat, die auf Grund besonderen
Vertrauens übertragen zu werden pflegen.

Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 559 Mieterhöhung bei Modernisierung
(1) Hat der Vermieter bauliche Maßnahmen durchgeführt, die den Gebrauchswert der
Mietsache nachhaltig erhöhen, die allgemeinen Wohnverhältnisse auf Dauer verbessern
oder nachhaltig Einsparungen von Energie oder Wasser bewirken (Modernisierung), oder
hat er andere bauliche Maßnahmen auf Grund von Umständen durchgeführt, die er nicht
zu vertreten hat, so kann er die jährliche Miete um 11 vom Hundert der für die
Wohnung aufgewendeten Kosten erhöhen.
(2) Sind die baulichen Maßnahmen für mehrere Wohnungen durchgeführt worden, so sind
die Kosten angemessen auf die einzelnen Wohnungen aufzuteilen.
(3) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.


aus, dass der Vermieter Renovie-
rungskosten, die infolge von
Modernisierungsmainahmen

entstiinden, auch nach § 559
Abs. 1 BGB umlegen durfe. Dies

gelte auch dann, wenn die Kos-
ten nicht durch die Beauftragung
eines Handwerkers seitens des
Vermieters entstlinden, sondern
der Mieter die Arbeiten selbst

vornehme und sich die Kosten
vom Vermieter erstatten liele
(V11 ZR 173/10).

Modernisierungsmieterh6hung und Ausfihrungsankindigung

Die Beklagte ist Mieterin einer
in Berlin gelegenen Wohnung.
Ihr Vermieter kiindigte den Ein-
bau eines Fahrstuhls als Moder-
nisierungsmallnahme an. Die
Mieterin widersprach der Mal-
nahme. Der Vermieter zog dar-
aufhin die Modernisierungsan-
kiindigung  zuriick. Dennoch
baute er rund ein halbes Jahr
spater den Fahrstuhl ein, ohne
dass die Mieterin hiergegen (ge-
richtlich) vorging.

Nach Abschluss der MaRnahme
kindigte der Vermieter eine
Mieterhbhung der monatlichen
Nettomiete um 120,78 € und der
Vorauszahlungen auf die Be-
triebskosten in Hohe von 10,24 €
nach § 559 Abs. 1 BGB an. Die
Mieterin verweigerte die Bezah-
lung. Der Vermieter klagte dar-
aufhin drei rickstdndige Betrége
ein. Das Amtsgericht Berlin-
Mitte wies die Klage ab. Die

hiergegen gerichtete Berufung
des Vermieters war erfolgreich.
Die Revision der Mieterin schei-
terte dagegen.

Die fiinf Bundesrichter fuhrten
in ihrem Urteil vom 2.3.2011
aus, dass die ordnungsgemalie
Duldungsankiindigung einer
Modernisierungsnahme — entge-
gen einer in Literatur und Recht-
sprechung vielfach geéduRerten
Auffassung — keine Vorausset-
zung fur die anschliefende Mo-
dernisierungsmieterhéhung  sei.
Dies ergebe sich im Umkehr-
schluss aus der gesetzlichen
Regelung in 8 559b Abs. 2 S. 2
BGB. Darin sei lediglich vorge-
sehen, dass sich die Frist, zu der
die Mieterhdhung wirksam wer-
de, um 6 Monate verléngere,
wenn der Vermieter die zu er-
wartende Erhéhung der Miete
nicht nach § 554 Abs. 3 BGB
mitgeteilt habe oder die tatséch-

liche Mieterhéhung mehr als
10% hoher ausfalle, als zunéchst
mitgeteilt.

Die in § 554 Abs. 3 BGB gere-
gelte Mitteilungspflicht diene
dem Schutz des Mieters im
Rahmen der Durchflihrung von
Modernisierungsmanahmen.
Ohne ordnungsgemale Ankin-
digung konne der Vermieter die
Modernisierung gegen den Wil-
len des Mieters nicht durchset-
zen. Weitere Schutzaufgaben im
Rahmen der sich anschlieBenden
Mieterhbhung lbernehme diese
gesetzliche Regelung insoweit
nicht. Die Interessen des Mieters
wirden ausreichend dadurch
gewahrt, dass bei unterbliebener
Ankindigung die Mieterhéhung
nach § 559 BGB erst 6 Monate
spater wirksam werde. (VI ZR
164/10).

10%-Mietflachengrenze gilt auch bei moblierten Wohnraum

Mit Urteil vom 2.3.2011 baute
der BGH seine Rechtsprechung
zur Mangelhaftigkeit einer Miet-
sache in Bezug auf Flachenab-
weichungen von mehr als 10%
weiter aus. Der Vermieter war
der Auffassung, dass die Miet-
minderungsquote geringer aus-

fallen misse, als die 11,5%ige
Flachenabweichung, weil die
Wohnung mébliert vermietet sei.
Durch die Mdblierung trete eine
Gebrauchswerterhohung ein, die
die Minderungsquote kompen-
siere. Das sahen die BGH-
Richter anders. Die von einer

Flachenabweichung ausgehende
Beeintrachtigung der Nutzungs-
maoglichkeit falle nicht dadurch
geringer aus, dass die Mietsache
auch mabliert worden sei (VI
ZR 209/10).

Die Nebenkostennachforderung in der Insolvenz des Mieters

Bei der Frage, ob eine Forderung
eine Insolvenzforderung ist oder
eine Masseverbindlichkeit, die
vom Insolvenzverwalter voll-
stdndig zu bedienen ist, grenzt

der BGH ublicherweise nach
dem Eintritt der Falligkeit im
Verhdltnis zu Eroffnung des
Insolvenzverfahrens ab. Wird
die Forderung vor dem Eroff-

nungsbeschluss fallig, ist sie eine
nur quotal zu befriedigende In-
solvenzforderung, wird sie da-
nach féllig, ist sie Masseschuld.
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Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 559 Mieterhöhung bei Modernisierung
(1) Hat der Vermieter bauliche Maßnahmen durchgeführt, die den Gebrauchswert der
Mietsache nachhaltig erhöhen, die allgemeinen Wohnverhältnisse auf Dauer verbessern
oder nachhaltig Einsparungen von Energie oder Wasser bewirken (Modernisierung), oder
hat er andere bauliche Maßnahmen auf Grund von Umständen durchgeführt, die er nicht
zu vertreten hat, so kann er die jährliche Miete um 11 vom Hundert der für die
Wohnung aufgewendeten Kosten erhöhen.
(2) Sind die baulichen Maßnahmen für mehrere Wohnungen durchgeführt worden, so sind
die Kosten angemessen auf die einzelnen Wohnungen aufzuteilen.
(3) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Der Mieter schuldet die erhöhte Miete mit Beginn des dritten Monats nach dem
Zugang der Erklärung. Die Frist verlängert sich um sechs Monate, wenn der Vermieter
dem Mieter die zu erwartende Erhöhung der Miete nicht nach § 554 Abs. 3 Satz 1
mitgeteilt hat oder wenn die tatsächliche Mieterhöhung mehr als 10 vom Hundert höher
ist als die mitgeteilte.

Schultze
Kommentar zu Text
(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 Satz 1 hat der Vermieter dem Mieter spätestens drei
Monate vor Beginn der Maßnahme deren Art sowie voraussichtlichen Umfang und Beginn,
voraussichtliche Dauer und die zu erwartende Mieterhöhung in Textform mitzuteilen.
Der Mieter ist berechtigt, bis zum Ablauf des Monats, der auf den Zugang der
Mitteilung folgt, außerordentlich zum Ablauf des nächsten Monats zu kündigen. Diese
Vorschriften gelten nicht bei Maßnahmen, die nur mit einer unerheblichen Einwirkung
auf die vermieteten Räume verbunden sind und nur zu einer unerheblichen Mieterhöhung
führen.


Von diesem Grundsatz formu-
lierte der BGH im Urteil vom
13.4.2011 aufgrund der gesetzli-
chen Sonderregelung in 8§ 109
Abs. 1 InsO eine Abweichung.
Danach kann der Insolvenzver-
walter jegliche Mietverhaltnisse
tiber Immobilien nach Eréffnung
der Insolvenz kindigen. Bei
Wohnraummietverhaltnissen
muss er nicht kiindigen, um sich
vom Mietzins zu befreien. Er
muss nur erklaren, dass nach
Ablauf von 3 Monaten weiter
fallig werdende Verbindlichkei-
ten aus dem Wohnraummietver-
trag nicht mehr im Insolvenzver-
fahren (als Masseschuld) geltend
gemacht werden kdnnen.

Im zugrundeliegenden Fall wur-
de das Insolvenzverfahren iber
das Vermdgen des Mieters im
April 2008 eroffnet. Gleich im
nachsten Monat erklarte der
Insolvenzverwalter unter Ver-
weis auf § 109 Abs. 1 S. 2 InsO,
dass Anspriiche aus dem Miet-
verhéltnis nicht mehr im Insol-
venzverfahren bedient werden
kénnten. Ein halbes Jahr spater
erteilte die VVermieterin der Mie-
terin die Abrechnung der Be-
triebskosten, die mit einer Nach-
forderung von 182,37 € endete.
Das Insolvenzverfahren endete.
Die Vermieterin klagte gegen
die Mieterin auf Zahlung. Die
Mieterin verlor durch alle drei
Instanzen. Der BGH stellt in
seinem Urteil fest, dass die Er-

klarung des Insolvenzverwalters
nicht bewirke, dass eine Neben-
kostennachforderung fiir einen
vor der Insolvenzer6ffnung ab-
geschlossenen Abrechnungszeit-
raum den Charakter als Insol-
venzforderung verl6re. Sie kon-
ne daher im laufenden Verfahren
nicht gegen den Mieter person-
lich geltend gemacht werden und
musste auch nicht vom Insol-
venzverwalter bedient werden.
Vielmehr sei die Forderung zur
Insolvenztabelle anzumelden. In
diesem Fall sei die Klage gegen
den Mieter wieder moglich ge-
worden, da das Insolvenzverfah-
ren aufgehoben worden sei, (Ur-
teil vom 13.4.2011), (VI ZR
295/10).

Zuschlag fir nicht vereinbarte Schonheitsreparaturen zur Nettokaltmiete

Ein Vermieter nahe Muinchen
reagierte weitsichtig und kreativ
auf die Schonheitsreparatur-
rechtsprechung des Bundesge-
richtshofes und verzichtete auf
die Aufnahme der Schonheitsre-
paraturklausel im Mietvertrag
ganz. Stattessen nahm er folgen-
de Regelung auf: ,,Der Vermie-
ter Ubernimmt die Durchfuhrung
der Schonheitsreparaturen nach
MaRgabe des Fristenplanes und
der Allgemeinen Vertragsbe-
stimmungen. Der in der Miete
hierflr enthaltene Kostenansatz
betragt 5,10 DM je Quadratme-
ter Wohnflache und Jahr. Seit
dem 1.7.2005 zahlten die Mieter
einen ,,Zuschlag fir Schonheits-

Gewerbemietrecht

reparaturen” als ,,Sonstige Mie-
te* i.H.v. 59,57 €. Mit Schreiben
vom 4.2.2009 forderte der an-
waltliche Vertreter der Mieter
den Vermieter unter Bezugnah-
me auf angeblich einschlagige
Rechtsprechung des BGH auf,
44 Monate zu je 59,97 € an die
Mieter zurlick zu bezahlen. Als
sich der Vermieter weigerte,
klagten die Mieter und verloren
beim LG Minchen I in zweiter
Instanz.

Die Kammer fihrte zur Begrin-
dung ihres  Urteils vom
9.11.2010 (ZMR 2011, 221)
aus, dass die Entscheidung des
BGH vom 11.2.2009 falsch ver-

standen worden sei. Dort habe
der BGH nur ausgefuhrt, dass
der Vermieter zur Kompensation
einer unwirksamen Schdénheits-
reparaturklausel  keine Mieter-
hohung verlangen konne. Mit
diesem Sachverhalt sei der zu
entscheidende Sachverhalt nicht
vergleichbar. Auch die HOhe des
Zuschlags sei nicht zu beanstan-
den. Sie orientiere sich an den
Werten des § 28 Abs. 4 der II.
Berechnungsverordnung. Da-
nach kdénne ein Zuschlag von bis
zu 850 € je Quadratmeter
Wohnflache und Jahr angesetzt
werden (12 S 1790/10).

Zur Parkettabnutzung im Gewerbemietvertrag und Ausfihrungs-AGB

Die Vermieterin begehrte von
der Gewerbemieterin fiir Scha-
den am Parkett und fur nicht
durchgefihrte Schonheitsrepara-

turen insgesamt iber 158.000 €
nach 88 280, 281 Abs. 1 BGB
als Schadensersatz. Sie flhrte in
der Klage aus, dass die Mieterin

weder Schdnheitsreparaturen
durchgefihrt habe, noch die
Schaden am Parkett beseitigt
habe. Die Mietflache, die als
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Ein Miet- oder Pachtverhältnis über einen unbeweglichen Gegenstand oder über
Räume, das der Schuldner als Mieter oder Pächter eingegangen war, kann der
Insolvenzverwalter ohne Rücksicht auf die vereinbarte Vertragsdauer unter Einhaltung
der gesetzlichen Frist kündigen. Ist Gegenstand des Mietverhältnisses die Wohnung des
Schuldners, so tritt an die Stelle der Kündigung das Recht des Insolvenzverwalters zu
erklären, dass Ansprüche, die nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist fällig
werden, nicht im Insolvenzverfahren geltend gemacht werden können. Kündigt der
Verwalter nach Satz 1 oder gibt er die Erklärung nach Satz 2 ab, so kann der andere
Teil wegen der vorzeitigen Beendigung des Vertragsverhältnisses oder wegen der Folgen
der Erklärung als Insolvenzgläubiger Schadenersatz verlangen.

Schultze
Kommentar zu Text
(4) Die Kosten der Schönheitsreparaturen in Wohnungen sind in den Sätzen nach Absatz
2 nicht enthalten. Trägt der Vermieter die Kosten dieser Schönheitsreparaturen, so
dürfen sie höchstens mit 8,50 Euro je Quadratmeter Wohnfläche im Jahr angesetzt werden.
Schönheitsreparaturen umfassen nur das Tapezieren, Anstreichen oder Kalken der Wände
und Decken, das Streichen der Fußböden, Heizkörper einschließlich Heizrohre, der
Innentüren sowie der Fenster und Außentüren von innen.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Soweit der Schuldner die fällige Leistung nicht oder nicht wie geschuldet
erbringt, kann der Gläubiger unter den Voraussetzungen des § 280 Abs. 1
Schadensersatz statt der Leistung verlangen, wenn er dem Schuldner erfolglos eine
angemessene Frist zur Leistung oder Nacherfüllung bestimmt hat. Hat der Schuldner
eine Teilleistung bewirkt, so kann der Gläubiger Schadensersatz statt der ganzen
Leistung nur verlangen, wenn er an der Teilleistung kein Interesse hat. Hat der
Schuldner die Leistung nicht wie geschuldet bewirkt, so kann der Gläubiger
Schadensersatz statt der ganzen Leistung nicht verlangen, wenn die Pflichtverletzung unerheblich ist.


Seniorenwohnheim betrieben
worden sei, wiese im Bereich
des Speisesaales, der auch fir
Tanzveranstaltungen genutzt
worden sei, erhebliche Beschéa-
digungen auf. Hierdurch sei eine
extrem starke Abnutzung des
Parketts festzustellen, so dass die
Mieterin  zum Schadensersatz
verpflichtet sei.

Das KG erkannte im Hinweisbe-
schluss vom 17.5.2010 (8 U
17/10), (NJW 2011, 1085) keine
Anspriche der Klégerin; diese
nahm auf den Hinweis des Sena-
tes schlieBlich die Berufung
zuriick. Der Berliner Senat fiihrt
in seinem Hinweisbeschluss aus,
dass die Schonheitsreparatur-

klausel im Gewerbemietvertrag
unwirksam sei, weil unklar (8
305 ¢ Abs. 2 BGB) sei und die
Mieterin entgegen den Geboten
von Treu und Glauben unange-
messen benachteilige (8 307
Abs. 1 BGB). Dabei wird im
Hinweisbeschluss auf eine ent-
sprechende Entscheidung des
BGH im Wohnraummietrecht
Bezug genommen (VIII ZR
199/06). Die im Mietvertrag
vorgesehene Klausel, wonach
der Mieter nur dann von der

bestehenden Ausfiihrungsart
abweichen dirfe, wenn der
Vermieter zustimme, bewirke

demnach die Unwirksamkeit.
Die Einschrénkungen, die ein
Gewerbemieter erfiihre, seien

nicht geringer als bei einem
Wohnraummieter. Die Ein-
schrankung wiege um so schwe-
rer, als dass die Ausgestaltung
der Geschaftsrdume oft Teil des
Geschaftskonzeptes selbst sei.

Hinsichtlich der Parkettabnut-
zung im Speisesaal hatte die
Vermieterin ebenfalls keine An-
spriche nach § 280 Abs. 1 BGB.
Allein aus der behaupteten ex-
trem starken Abnutzung, die sich
ohne Weiteres mit der Vertrags-
dauer seit 1983 erkléaren lieB,
kdnne nicht der Schluss gezogen
werden, dass das Parkett ver-
tragswidrig genutzt worden sei.

Verkappte Fachhandwerkerklausel auch bei Gewerbemiete unwirksam

Der BGH hat mit Urteil vom
9.6.2010 (VII ZR 294/09),
(ZIV 2010, 39) fur den Bereich
des Wohnraummietrechts ent-
schieden, dass eine sogenannte
verkappte Fachhandwerkerklau-
sel (,,Schonheitsreparaturen aus-
fUhren l&sst”) die Unwirksamkeit
der Schonheitsreparaturklausel
an sich zur Folge hat.

Dieser Rechtsauffassung hat sich
das KG Berlin fur den Bereich
der Gewerbemiete (hier: Gast-
statte) im Urteil vom 9.12.2010

WEG-Recht

(10 U 66/10) angeschlossen
(NZM 2011, 244). Das Gericht
nimmt dabei Bezug auf die
Rechtsprechung des XII. Zivil-
senates (XII ZR 84/06) der sich
im Urteil vom 8.10.2008 (ZIV
2008, 60) der Rechtsprechung
des VIII. Zivilsenates hinsicht-
lich der Unwirksamkeit starrer
Schoénheitsreparaturklauseln
angeschlossen hatte.

Die Kilausel benachteilige den
Gewerbemieter entgegen dem
Grundsatz von Treu und Glau-

ben unangemessen und sei daher
unwirksam, § 307 Abs. 1 BGB.
Auch der gewerbliche Mieter
schulde grundsatzlich nur eine
fachgerechte  Ausfiihrung in
mittlerer Art und Gute, die er
ohne Weiteres auch ohne Beau-
fragung eines Fachbetriebes in
Eigenleistung erbringen konne.
Zudem konne der Vermieter nur
ein Interesse an einer fachge-
rechten Ausfuhrung haben, nicht
jedoch auch an der Ausfuhrung
durch einen Fachbetrieb.

Zum Recht auf Auskunft und Einsichtnahme der Wohnungseigentiimer

Eine fur das Miteinander von
Verwalter und Wohnungseigen-
timer zentrale Entscheidung hat
der BGH mit Urteil vom
11.2.2011 getroffen (V__ZR
66/10). Die KIlarung einiger
Rechtsfragen  verdankt  die
Rechtspraxis einem wissbegieri-
gen Wohnungseigentimer, der

seinen Rechtsstreit vor dem AG
Briihl begann. Er wandte sich
zwischen Dezember 2005 und
Januar 2009 mit 98 Schreiben an
die Verwalterin und verlangte
diverse Auskiinfte sowie die
Ubersendung von Verwaltungs-
unterlagen. Die Verwalterin kam
den Auskunftsersuchen nach. In
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Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 305c Überraschende und mehrdeutige Klauseln

(2) Zweifel bei der Auslegung Allgemeiner Geschäftsbedingungen gehen zu Lasten des
Verwenders.

Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 280 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so kann der
Gläubiger Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens verlangen. Dies gilt nicht, wenn
der Schuldner die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.


dieser Zeit erschien der Woh-
nungseigentimer  zu  Kkeiner
Wohnungseigentimerversamm-
lung. SchlieBlich verweigerte
aber die Verwalterin weitere
Auskiinfte zur Abrechnung 2007
und dem Wirtschaftsplan 2009
sowie die Ubersendung weiterer
Verwaltungsunterlagen. Der
daraufhin klagende Wohnungs-
eigentimer verlor durch alle drei
Instanzen.

Der BGH differenziert in seinem
Urteil zwischen dem Recht auf
Einsichtnahme in Verwaltungs-
unterlagen und dem Recht auf
Auskunft. Beide Anspriiche
grindeten auf Auftragsrecht (88
675, 666 BGB) in Verbindung
mit dem Verwaltervertrag. Die
Richter des V. Zivilsenates stel-
len fest, dass jeder Wohnungsei-
gentimer einen individuellen
Anspruch auf Einsichtnahme in
die Verwaltungsunterlagen der
Gemeinschaft habe. Besondere
rechtliche Voraussetzungen,
etwa ein rechtliches Interesse
hieran muisste nicht bestehen.
Das Einsichtnahmerecht sei nur
begrenzt durch das Verbot des
Rechtsmissbrauchs (§ 242 BGB)
und das Schikaneverbot (8 226
BGB). An welchem Ort schliel3-
lich die Einsichtnahme ermdog-
licht werden musse, richte sich
nach 8 269 Abs. 1 und 2 BGB.
Mangels besonderer Vereinba-
rung richte sich der Ort nach der
vom Schuldner (der Verwalterin)
zu erbringenden Leistung aus
der Natur der rechtlichen Bezie-
hung. Entgegen der Auffassung

des OLG Karlsruhe (NJW 1969,
1968) liege der Schwerpunkt der
Verwaltungstatigkeit nicht am
Ort der Wohnanlage, sondern am
Unternehmenssitz der Verwalte-
rin. Ob der Verwalter die Unter-
lagen daneben bei einer Woh-
nungseigentiimerversammlung
am Versammlungsort bereiten
halten musse (allgemeine An-
sicht, vgl. nur OLG Kéln, NZM
2007, 366) lieR der BGH ebenso
offen, wie die Frage, ob bei einer
grolen Entfernung zwischen
dem Sitz der Verwaltung und der
Wohnungseigentumsanlage dem
Wohnungseigentlimer am Sitz
der Wohnanlage Einsicht zu
gewahren ist. Jedenfalls im vor-
liegenden Fall, in dem der Woh-
nungseigentimer 21 km vom
Sitz des Verwaltungsunterneh-
mens entfernt wohnte, sei es
dem Wohnungseigentiimer zu-
zumuten, die Einsicht in den
Geschaftsraumlichkeiten vorzu-
nehmen. Hier konne er dann
gegen Entgelt Kopien fertigen
oder sich fertigen lassen. Eine
Verpflichtung der Verwalterin,
Kopien zu Ubersenden, bestinde
daher nicht. Eine Versendungs-
pflicht kénne nur dann bestehen,
wenn der einzelne Wohnungsei-
gentimer die ihm zustehenden
Informationen nicht rechtzeitig
(z.B. vor einer Versammlung)
erlangen konnte.

Der Anspruch auf Auskunft
gegen den Verwalter stlinde dem
einzelnen Wohnungseigentiimer
demgegeniiber nur unter be-
stimmten \oraussetzungen zu.

Ein Auskunftsanspruch ergebe
sich zum Einen, wenn sich die-
ser auf Angelegenheiten beziehe,
die nur den nachfragenden
Wohnungseigentiimer  betréfen.
Im Ubrigen stiinde dem einzel-
nen Eigentlimer ein Auskunfts-
anspruch nur subsidiar zu, weil
es sich nicht um einen individu-
ellen Anspruch des einzelnen
Wohnungseigentiimers handele,
sondern um einen allen Woh-
nungseigentiimern als unteilbare
Leistung gemeinsam zustehen-
den Anspruch. Daher kdnne der
einzelne  Wohnungseigentimer
nur in der Wohnungseigenti-
merversammlung Auskunft ver-
langen. Erst wenn die Woh-
nungseigentimer von ihrem
Auskunftsrecht keinen Gebrauch
machten, stiinde der Auskunfts-
anspruch jedem einzelnen Eigen-
timer zu.

Diese Voraussetzungen der Aus-
kunftserteilung lagen in der Per-
son des klagenden Wohnungsei-
gentlimers nicht vor. Es sei nicht
dargetan, dass er in einer Ver-
sammlung der Wohnungseigen-
timer Auskunft verlangt habe
und die Ubrigen Wohnungsei-
gentumer dieses Verlangen nicht
an die Verwalterin herangetra-
gen hatten. Vielmehr sei es um-
gekehrt so, dass der klagende
Wohnungseigenttmer auf keiner
der mafBgeblichen Versammlun-
gen anwesend war, so dass die
Voraussetzungen fur einen indi-
viduellen Auskunftsanspruch
nicht gegeben seien.

BGH erneut zur Hausgeldabrechnung

Der BGH hat sich erneut zur
Hausgeldabrechnung gemeldet.
Dem Urteil vom 4.3.2011 lag
folgender Sachverhalt zugrunde.
Die  Wohnungseigentiimerge-
meinschaft beschloss auf der
Versammlung vom 19.7.2008
die Jahresabrechnung fur das

Wirtschaftsjahr 2007. Der Ver-
walter stellte die Kosten fur die
Reparatur einer Aulenglasschei-
be der Wohnung Nr. 34 in die
Abrechnung ein und verteilte die
Kosten auf die Einzelabrechnun-
gen nach dem allgemeinen Ver-
teilungsschliissel. Ebenso ver-

fuhr der Verwalter in Bezug auf
die Kosten fiir die Errichtung
von Trennwénden in den Keller-
rdumen und die Reinigung der
Fassade (Entfernung von Efeu).
Ein Wohnungseigentiimer focht
die Abrechnung insgesamt an. Er
war der Meinung, dass in Bezug
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Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 242 Leistung nach Treu und Glauben
Der Schuldner ist verpflichtet, die Leistung so zu bewirken, wie Treu und Glauben mit
Rücksicht auf die Verkehrssitte es erfordern.

Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 226 Schikaneverbot
Die Ausübung eines Rechts ist unzulässig, wenn sie nur den Zweck haben kann, einem
anderen Schaden zuzufügen

Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 269 Leistungsort
(1) Ist ein Ort für die Leistung weder bestimmt noch aus den Umständen, insbesondere
aus der Natur des Schuldverhältnisses, zu entnehmen, so hat die Leistung an dem Ort
zu erfolgen, an welchem der Schuldner zur Zeit der Entstehung des Schuldverhältnisses
seinen Wohnsitz hatte.
(2) Ist die Verbindlichkeit im Gewerbebetrieb des Schuldners entstanden, so tritt,
wenn der Schuldner seine gewerbliche Niederlassung an einem anderen Ort hatte, der
Ort der Niederlassung an die Stelle des Wohnsitzes.

Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 666 Auskunfts- und Rechenschaftspflicht
Der Beauftragte ist verpflichtet, dem Auftraggeber die erforderlichen Nachrichten zu
geben, auf Verlangen über den Stand des Geschäfts Auskunft zu erteilen und nach der
Ausführung des Auftrags Rechenschaft abzulegen.


auf die AuRenglasscheibe der

falsche Verteilungsschlissel
angewendet worden sei. Die
Gemeinschaftsordnung sehe

insoweit vor, dass die Kosten
dem Eigentlimer der jeweiligen
Sondereigentumseinheit aufzuer-
legen seien. Die Kosten fir die
Kellertrennwénde und die Reini-
gung der Fassade durften gar
nicht in der Abrechnung er-
scheinen, weil der Verwalter
diese MaRnahmen ohne Be-
schlussfassung und damit unbe-
rechtigterweise veranlasst habe.

Der BGH fiihrt in seinem Urteil
aus, das der Verwalter auch die
Kosten in die Gesamt- und in die
Einzelabrechnungen einzustellen
habe, die er unberechtigterweise
getétigt habe. Andernfalls wére
die Vermogenslage der Gemein-

schaft nicht transparent und auf
Plausibilitat Gberprufbar. Ferner
leide andernfalls die Sicherung
der Liquiditat. Es lage im wohl-
verstandenen Interesse der Ge-
meinschafter auch unberechtigte
Kosten umzulegen, um so die
Liquiditat sicher zu stellen, bis
die Anspriiche gegen den jewei-
ligen Schuldner durchgesetzt
seien. Bei Regressanspriichen
gegen den Verwalter gelte nichts
anderes. Die Genehmigung der
Jahresabrechnungen durch die
Wohnungseigentimerversamm-
lung enthalte keine konkludente
Billigung der von dem Verwalter
getétigten Ausgaben.

Stinde demgegeniber ein Er-
satzanspruch gegen ein Mitglied
der Gemeinschaft zur Entschei-
dung an, rechtfertige dies nur

dann einen abweichende Vertei-
lung der Kosten, wenn der An-
spruch gegen den Wohnungsei-
gentumer tituliert sei oder sonst
feststehe, etwa weil er von dem
jeweiligen Wohnungseigentiimer
anerkannt  worden sei. Im
zugrunde liegenden Fall sehe die
Gemeinschaftsordnung — zulés-
sigerweise — eine Kostenubertra-
gung der Kosten fur die Instand-
setzung von Glasscheiben einer
Wohneinheit auf den Eigentiimer
der jeweiligen Wohnung vor. Da
stattdessen der allgemeine Ver-
teilungsschliissel in der Abrech-
nung verwandt worden sei, seien
samtliche Einzelabrechnungen —
beschrankt auf die fehlerhaft
umgelegte Position — fiir ungul-
tig zu erklaren (V_ZR 156/10).

Zur Werklohnklage gegen die Wohnungseigentiimer

Mit einer bereits im Jahre 2000
gegen die einzelnen Wohnungs-
eigentimer erhobenen Werk-
lohnklage wegen ausgefihrter
Zimmerei- und Klempnerarbei-
ten hat sich der VII. Zivilsenat
im Urteil vom 10.3.2011 ausei-
nandergesetzt. Die Klage wurde
aufgrund der zwischenzeitlich
durch die BGH Teilrechtsfahig-
keitsentscheidung (V ZR 32/05)
und der WEG-Novelle eingetre-
tenen Rechtsanderung abgewie-
sen. Die Klage richtete sich noch
gegen die einzelnen Wohnungs-

eigentimer und nicht den Ver-
band. Der BGH fihrte aus, dass
eine Rubrumsberichtigung nicht
in Betracht kame, weil die Partei
im rechtlichen Sinne nicht falsch
bezeichnet worden sei. Vielmehr
gabe es tatsachlich zwei ver-
schiedene in Betracht kommende
Anspruchsgegner als Beklagte:
der Verband und die einzelnen
Wohnungseigentlimer.

Der ebenfalls vormals beantragte
Parteiwechsel war aus formalen
Grinden bereits in der Vorin-

stanz verworfen worden. Die
Ruge des Revsionsfuhrers, die
Wohnungseigentimer  wirden
nach der Gesetzesdnderung in
Hohe ihres Miteigentumsanteils
haften (8 10 Abs. 8 WEG), wies
der fur Bausachen zustandige
VII. Zivilsenat ebenfalls zuriick.
Fir diese Inanspruchnahme hétte
in den vorhergehenden Tatsa-
cheninstanzen Vortrag erfolgen
mussen. Das Verhdltnis der Mit-
eigentumsanteile sei aber erst in
der Revisionsinstanz mitgeteilt
worden (V ZR 54/10).

Reichweite der Modernisierung im Sinne von § 22 Abs. 2 WEG

Mit der Reichweite des Moder-
nisierungsbegriffs in § 22 Abs. 2
WEG setzte sich der BGH im
Urteil vom 18.2.2011 (V_ZR
82/10) auseinander.

Die Streitparteien sind Mitglie-
der einer aus 8 Mitgliedern be-
stehenden  Wohnungseigenti-
mergemeinschaft. 1999  be-

schloss die Gemeinschaft ein-
stimmig die Beheizungsart zu
wechseln und im Anschluss
hieran die bestehenden Schorn-
steine zu verschlielen sowie die
dazugehdrigen Dachleitern abzu-
reiBen. Die spateren Klédger
nahmen zudem Bauarbeiten in
ihrer Wohneinheit eigenméchtig
vor. Sie bauten den durch ihre

Wohnung verlaufenden Schorn-
stein zurtick und verfiillten die-
sen nach unten.

2007 bekundeten zwei Eigenti-
mer den Wunsch, die Schorn-
steine wieder in Betrieb zu neh-
men, um den Betrieb eines Ka-
mins oder Kachelofens zu er-
maoglichen. Auf einer Woh-
nungseigentimerversammlung
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Schultze
Kommentar zu Text
(8) Jeder Wohnungseigentümer haftet einem Gläubiger nach dem Verhältnis seines
Miteigentumsanteils (§ 16 Abs. 1 Satz 2) für Verbindlichkeiten der Gemeinschaft der
Wohnungseigentümer, die während seiner Zugehörigkeit zur Gemeinschaft entstanden
oder während dieses Zeitraums fällig geworden sind; für die Haftung nach Veräußerung
des Wohnungseigentums ist § 160 des Handelsgesetzbuches entsprechend anzuwenden.
Er kann gegenüber einem Gläubiger neben den in seiner Person begründeten auch
die der Gemeinschaft zustehenden Einwendungen und Einreden geltend machen, nicht
aber seine Einwendungen und Einreden gegenüber der Gemeinschaft. Für die Einrede
der Anfechtbarkeit und Aufrechenbarkeit ist § 770 des Bürgerlichen Gesetzbuches
entsprechend anzuwenden. Die Haftung eines Wohnungseigentümers gegenüber der
Gemeinschaft wegen nicht ordnungsmäßiger Verwaltung bestimmt sich nach Satz 1.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Maßnahmen gemäß Absatz 1 Satz 1, die der Modernisierung entsprechend § 559
Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches oder der Anpassung des gemeinschaftlichen
Eigentums an den Stand der Technik dienen, die Eigenart der Wohnanlage nicht ändern
und keinen Wohnungseigentümer gegenüber anderen unbillig beeinträchtigen, können
abweichend von Absatz 1 durch eine Mehrheit von drei Viertel aller stimmberechtigten
Wohnungseigentümer im Sinne des § 25 Abs. 2 und mehr als der Hälfte aller
Miteigentumsanteile beschlossen werden. Die Befugnis im Sinne des Satzes 1 kann durch
Vereinbarung der Wohnungseigentümer nicht eingeschränkt oder ausgeschlossen werden.


beschlossen daher 7 Wohnungs-
eigentimer die Aufhebung des
Beschlusses von 1999. Hinsicht-
lich der Kosten beschlossen die
Gemeinschafter, dass die Eigen-
timer die Kosten fiir die Wieder-
inbetriebnahme bezahlen sollen,
die ihren Schornstein wieder in
Betrieb néhmen. Soweit sich
spater weitere Eigentimer der
Inbetriebnahme anschléssen und
von Malnahmen am Gemein-
schaftseigentum nachtraglich
profitierten, sollte ein entspre-
chender Kostenausgleich zwi-
schen den dann nutzenden Ei-
gentlmern erfolgen. Schliellich
sollte jede einzelne Malnahme
durch die Gemeinschaft im We-
ge des Beschlusses genehmigt
werden.

Die Beschlussfassung wurde
angefochten. Das AG Dresden
wies die Klage ab. Auf die hier-

gegen gerichtete Berufung zum
LG Dresden wurden die Be-
schliisse fur ungultig erklart. Der
BGH hob das Urteil auf. Der V.
Zivilsenat fuhrt aus, dass die
Wiederherstellung der Schorn-
steine eine bauliche Verande-
rung sei, die die Wohnungsei-
gentlimer als Modernisierungs-
malnahme nach § 22 Abs. 2
WEG i.V.m. § 559 BGB be-
schlieen kénnten. Durch die
Wiederherstellung  wirde der
Gebrauchswert der Sache nach-
haltig erhéht. Bei der Auslegung
der Norm misse auch bertck-
sichtigt werden, dass den Woh-
nungseigentiimern auch solche
Verbesserungen zugute kéamen,
von denen im Mietrecht nur der
Vermieter, nicht aber auch der
Mieter profitiere. Zum anderen
erdffne die gesetzliche Neurege-
lung den Wohnungseigentiimern
— unabhéngig vom Bestehen

eines Reparaturbedarfs — die
Madglichkeit, mit qualifizierter
Mehrheit einer Verkehrswert-
minderung durch Anpassung der
Wohnungsanlage an die ,,Erfor-
dernisse der Zeit“ entgegenzu-
wirken. Deshalb genlige es, dass
die Malnahme aus der Sicht
eines verstandigen Wohnungsei-
gentimers eine sinnvolle Neue-
rung darstelle, die voraussicht-
lich geeignet  sei, den
Gebrauchswert  nachhaltig zu
erhéhen. Diese Voraussetzungen
erfille die geplante MalRnahme,
weil neben der bereits vorhande-
nen Heizungsanlage eine weitere
Heizmaglichkeit eingerichtet
werde und diese je nach Bedarf
oder Neigung zur Steigerung des
Wohnkomforts oder zur Nutzung
des jeweils gunstigeren Brenn-
stoffes in Betrieb genommen
werden konne.

Keine Léschungsbewilligungsbefugnis des Verwalters

Das OLG Miinchen hat mit Be-
schluss vom 16.2.2011 (34 Wx
156/10), (NZM 2011, 282) ent-

schieden, dass der WEG-
Verwalter dem Grundstiicksei-
gentiimer keine
Ldschungsbewilligung zur
Loschung einer

Zwangssicherungshypothek

erteilen konne, die zuvor zu-
gunsten der WEG eingetragen
wurde. Diese sei jedoch rechtlich
zur Loéschung erforderlich, 8§

19, 22, 27 GBO. Die vorgelegte
Loschungsbewilligung sei recht-
lich nicht wirksam, weil sie nicht
auf der Grundlage einer Verein-
barung oder eines Beschlusses
erklart worden sei.

Der Verwalter auch durch die
WEG-Novelle nicht die Rechts-
macht erhalten, Sicherheiten
aufzugeben. Dies beinhalte die
Abgabe einer Willenserklarung

fur den teilrechtsfahigen Ver-
band. Hierzu sei er nach § 27
Abs. 3 WEG nicht befugt. Er sei
— was zur Ldéschung auch genu-
gen wirde — zwar befugt, eine
I6schungsféahige  Quittung zu
erteilen. Diese sei aber nicht
vorgelegt worden, so dass die
Zwangssicherungshypothek

nicht geldéscht werden konne.
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Kommentar zu Text
§ 19
Eine Eintragung erfolgt, wenn derjenige sie bewilligt, dessen Recht von ihr betroffen
wird.


Baurecht

Einseitige Erledigungserklarung im selbstandigen Beweisverfahren

-

Der Antragsteller leitete zur
Klérung angeblicher Mangel
einer vom Antragsgegner instal-
lierten Heizungsanlage ein selb-
stdndiges Beweisverfahren ein.
Im Verfahren kam es u.a. wegen
eines Befangenheitsantrages zu
Verzbogerungen. Noch vor der
Begutachtung lieR der An-
tragsteller die Mangel beseiti-
gen, weil zwischenzeitlich an-
geblich ein Wasserschaden im
Bereich der Fuf3bodenheizung
entstanden war, der zusammen
mit den Méngeln an der Heizung
behoben wurde. Der Antragstel-

ler erklarte die Erledigung des
Verfahrens. Der Antragsgegner
beantragte, dem Antragsteller
die Kosten des Verfahrens auf-
zuerlegen. Dieser Antrag hatte
letztlich Erfolg. Der BGH fihrte
in  seinem Beschluss vom
24.2.2011 aus, dass die einseiti-
ge Erledigungserklarung des
Antragstellers regelmafig in eine
Antragsriicknahme umzudeuten
sei. Ihm seien infolgedessen die
Kosten des Verfahrens nach §
269 Abs. 3 S. 2 ZPO aufzuerle-
gen.

Die Richter nahmen bei ihrer
Begriindung Bezug auf die Ent-
scheidung vom 7.12.2010 (VI
ZB 14/10), bei der das Beweissi-
cherungsinteresse entfallen war,
weil der Antragsgegner vor Ab-
schluss des Verfahrens die Man-
gelbeseitigung  vorgenommen
habe. Dieser Fall sei nicht anders

zu bewerten, als der Fall der
Mangelbeseitigung durch den
Antragsgegner. In beiden Fallen
sei die einseitige Erledigungser-
klarung als Antragsricknahme
zu werten. Die fir den An-
tragsteller hiermit verbundene
nachteilige kostenrechtliche
Situation  sei  zwangslaufig.
Wirde die Erledigungserklarung
nicht als  Antragsricknahme
gewertet werden, hatte dies zur
Folge, dass das Gericht die (wei-
tere) Durchfiihrung des selbstén-
digen Beweisverfahrens als un-
zuléssig zuriickweisen miusse,
weil es nichts mehr zu begutach-
ten oder zu sichern gébe. Die
Zurickweisung des Beweissi-
cherungsantrages hatte jedoch
die gleiche Kostenfolge (Be-
schluss vom 24.2.22011) (VI
ZB 20/09).

Ubereinstimmende Erledigungserklarung im selbstandigen Beweisverfahren

Mit der Ubereinstimmenden Er-
ledigungserkléarung hatte sich der
VII. Zivilsenat ebenfalls ausein-
ander zu setzen. Der Antragstel-
ler hatte ein selbstdndiges Be-
weisverfahren beantragt, um die
Mangelhaftigkeit von Fenstern
an seinem Wohnhaus feststellen
zu lassen. Nachdem der Gutach-
ter sein Gutachten vorgelegt
hatte, beseitigte die Antragsgeg-
nerin die Méngel. Kurz darauf
zeigten die Verfahrensbeteiligten
bei Gericht an, dass man sich
aullergerichtlich geeinigt hatte.
Man beantrage eine Kostenent-
scheidung nach Lage der Akten.
Das Amtsgericht legte der An-
tragsgegnerin die Kosten auf.
Die sofortige Beschwerde hatte
Erfolg. Das Landgericht ent-

schied, dass der Antragsteller die
Kosten des Beweisverfahrens zu
tragen habe. Das hiergegen ge-
richtete Rechtsmittel zum BGH
hatte keinen Erfolg.

Die Richter fihren in ihrem Be-
schluss aus, dass eine Kostenent-
scheidung wegen (bereinstim-
mender  Erledigungserklarung
nach § 91a ZPO im selbstandi-
gen Beweisverfahren nicht mog-
lich sei. Es komme auch nicht
darauf an, ob schon Beweise
erhoben worden seien oder nicht.
In der Anordnung einer Beweis-
erhebung im Sinne von § 490
Abs. 2 ZPO liege keine Ent-
scheidung Uber ein Recht oder
einen Anspruch. Nach § 9la
ZPO miisse das Gericht nach

billigem Ermessen unter Berlick-
sichtigung  der  materiellen
Rechtslage zum Zeitpunkt des
erledigenden Ereignisses eine
Kostenentscheidung treffen. Das
kdnne das selbstdndige Beweis-
verfahren nicht leisten. Aus der
Anordnung oder dem spéteren
Beweisergebnis lasse ich weder
automatisch noch auch hypothe-
tisch der Erfolg einer Hauptsa-
cheklage sicher feststellen. Fir
eine Entscheidung auf dieser
Rechtsgrundlage sei daher kein
Raum. Die Kostenentscheidung
richte sich daher nach § 97 ZPO,
so dass dem Antragsteller die
Kosten aufzuerlegen seien (Be-
schluss vom 24.2.2011), (VI ZB
108/08).
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Schultze
Kommentar zu Text
(3) Wird die Klage zurückgenommen, so ist der Rechtsstreit als nicht anhängig geworden
anzusehen; ein bereits ergangenes, noch nicht rechtskräftiges Urteil wird wirkungslos,
ohne dass es seiner ausdrücklichen Aufhebung bedarf. Der Kläger ist verpflichtet, die
Kosten des Rechtsstreits zu tragen, soweit nicht bereits rechtskräftig über sie erkannt
ist oder sie dem Beklagten aus einem anderen Grund aufzuerlegen sind. Ist der Anlass
zur Einreichung der Klage vor Rechtshängigkeit weggefallen und wird die Klage daraufhin
zurückgenommen, so bestimmt sich die Kostentragungspflicht unter Berücksichtigung des
bisherigen Sach- und Streitstandes nach billigem Ermessen; dies gilt auch, wenn die
Klage nicht zugestellt wurde.

Schultze
Kommentar zu Text
§ 91a Kosten bei Erledigung der Hauptsache
(1) Haben die Parteien in der mündlichen Verhandlung oder durch Einreichung eines
Schriftsatzes oder zu Protokoll der Geschäftsstelle den Rechtsstreit in der Hauptsache
für erledigt erklärt, so entscheidet das Gericht über die Kosten unter Berücksichtigung
des bisherigen Sach- und Streitstandes nach billigem Ermessen durch Beschluss. Dasselbe
gilt, wenn der Beklagte der Erledigungserklärung des Klägers nicht innerhalb einer
Notfrist von zwei Wochen seit der Zustellung des Schriftsatzes widerspricht, wenn der
Beklagte zuvor auf diese Folge hingewiesen worden ist.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Die Kosten eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsmittels fallen der Partei zur Last,
die es eingelegt hat.
(2) Die Kosten des Rechtsmittelverfahrens sind der obsiegenden Partei ganz oder
teilweise aufzuerlegen, wenn sie auf Grund eines neuen Vorbringens obsiegt, das sie in
einem früheren Rechtszug geltend zu machen imstande war.

Schultze
Kommentar zu Text
§ 490 Entscheidung über den Antrag
(1) Über den Antrag entscheidet das Gericht durch Beschluss.
(2) In dem Beschluss, durch welchen dem Antrag stattgegeben wird, sind die Tatsachen,
über die der Beweis zu erheben ist, und die Beweismittel unter Benennung der zu
vernehmenden Zeugen und Sachverständigen zu bezeichnen. Der Beschluss ist nicht
anfechtbar.


Veranstaltungen

Vorankindigung

Verwalterstammtisch Leipzig "=

Die Kostentragung bei der Instandsetzung von Sonder- und Gemeinschaftseigentum

RA Heinz G. Schultze:

- Schédigungen ausgehend vom Gemeinschaftseigentum im Sondereigentum und umgekehrt

- Schéadigungen ausgehend vom Sondereigentum in anderem Sondereigentum

- Schédigungen bei der Beseitigung von Schaden

- Abgrenzungsfragen (Duplexparker, Fenster & Co.)

- Schadensersatzpflichten der Beteiligten bei schleppender, unterbliebener oder erfolgloser Instandsetzung

Der Termin stand zum Redaktionsschluss noch nicht fest. Die Einladungen werden in Kirze versandt.

Verzugszinssatze

Zahlungsverzug: Hohe der Verzugszinsen

Zeitraum Basis- Verzugs- Entgelt ohne  Zeitraum Basiszins- Ver- Entgelt ohne
zinssatz zinssatz Verbrau- satz % zZugs- Verbrau-
% % cherbeteili- zins- cherbeteili-

gung % satz % gung %

1.1. bis 30.6.2002 2,57 7,57 10,57 1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7

1.7. bis 31.12.2002 2,47 7,47 10,47 1.7. bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19

1.1. bis 30.6.2003 1,97 6,97 9,97 1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32

1.7.bis 31.12.2003 1,22 6,22 9,22 1.7.bis 31.12.2008 3,19 8,19 11,19

1.1. bis 30.6.2004 1,14 6,14 9,14 1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 9,62

1.7. bis 31.12.2004 1,13 6,13 9,13 1.7. bis 31.12.2009 0,12 512 8,12

1.1. bis 30.6.2005 1,21 6,21 9,21 1.1. bis 30.6.2010 0,12 512 8,12

1.7. bis 31.12.2005 1,17 6,17 9,17 1.7. bis 31.12.2010 0,12 512 8,12

1.1. bis 30.6.2006 1,37 6,37 9,37 1.1. bis 30.6.2011 0,12 512 8,12

1.7.bis 31.12.2006 1,95 6,95 9,95

Der Glaubiger kann nach dem
Eintritt der Falligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (8§ 286 Abs. 1 S. 2
BGB).

Einer Mahnung bedarf es nicht,
wenn fur die Leistung eine Zeit

nach dem Kalender bestimmt ist,
die Leistung an ein vorausge-
hendes Ereignis anknlpft, der
Schuldner die Leistung verwei-
gert oder besondere Griinde den
sofortigen Eintritt des Verzugs
rechtfertigen (8 286 Abs. 2
BGB).

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spatestens 30 Tage nach
Falligkeit und Zugang einer
Rechnung ein; dies gilt gegen-

tber einem Schuldner, der Ver-
braucher ist, allerdings nur,
wenn hierauf in der Rechnung
besonders hingewiesen wurde,
(8 286 Abs. 3 S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Glaubiger den Zugang der
Rechnung (notigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der
Mahnung beweisen.
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(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem
Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung
stehen die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die Zustellung eines
Mahnbescheids im Mahnverfahren gleich.

Schultze
Kommentar zu Text
(3) Der Schuldner einer Entgeltforderung kommt spätestens in Verzug, wenn er nicht
innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung oder gleichwertigen
Zahlungsaufstellung leistet; dies gilt gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher
ist, nur, wenn auf diese Folgen in der Rechnung oder Zahlungsaufstellung besonders
hingewiesen worden ist. Wenn der Zeitpunkt des Zugangs der Rechnung oder
Zahlungsaufstellung unsicher ist, kommt der Schuldner, der nicht Verbraucher ist,
spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Empfang der Gegenleistung in Verzug.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Der Mahnung bedarf es nicht, wenn
1. für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist,
2. der Leistung ein Ereignis vorauszugehen hat und eine angemessene Zeit für
die Leistung in der Weise bestimmt ist, dass sie sich von dem Ereignis an
nach dem Kalender berechnen lässt,
3. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert,
4. aus besonderen Gründen unter Abwägung der beiderseitigen Interessen der
sofortige Eintritt des Verzugs gerechtfertigt ist.


Wahrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (8 288
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz betrdgt fur das Jahr funf
Prozentpunkte bzw. fiir Rechts-
geschafte, an denen Verbraucher
nicht beteiligt sind, acht Pro-
zentpunkte (nur bei Entgelten)

liber dem Basiszinssatz (§ 288
Abs. 1S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).

Der Basiszinssatz verandert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
groRe seit der letzten Verdnde-
rung des Basiszinssatzes gestie-

gen oder gefallen ist. Bezugs-
groRe ist der Zinssatz fur die
jungste  Hauptrefinanzierungs-
operation der  Européischen
Zentralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden Halb-
jahres (8 247 Abs. 1 S. 2, 3
BGB).
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BGB § 288 Verzugszinsen *)
(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt
für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.
(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt ist, beträgt der
Zinssatz für Entgeltforderungen acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.
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